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Vorwort zur dritten Auflage. 

So mußte ich denn doch noch einmal an diese Arbeit gehen! 
Groß Neues ist ja seit 1914 und 1917 nicht nachzutragen. „Ver-
fassungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht besteht" ; dies hat man ander-
wärts schon längst beobachtet. Wi r haben hier nur die Anknüpfungs-
punkte entsprechend zu berichtigen. 

Der reiche Stoff  von Ordnungen verwaltungsrechtlicher Natur, 
die nur durch Krieg und Kriegsnot veranlaßt waren, bleibt hier plan-
mäßig unberücksichtigt. Für die rechtswissenschaftliche Erkenntnis 
geht damit kaum etwas verloren. 

Der zweite Band wird diesmal erheblich kürzer ausfallen. Nach-
dem in der vorigen Auflage diese meist nicht so beachteten Teile 
einmal etwas breiter behandelt werden konnten, glaube ich jetzt zu 
dem richtigen Ebenmaß gekommen zu sein. 

Möchte der Leser den Eindruck gewinnen, daß unser deutsches 
Verwaltungsrecht doch schon eine Wissenschaft geworden ist, an 
der man Freude haben kann. 

H e i d e l b e r g , den 29. August 1923. 
Otto Mayer. 



Vorwort zur ersten Auflage. 
Wenn ich ein deutsches Verwaltungsrecht schreiben sollte, so 

mußte ich dabei den Anforderungen  zu entsprechen suchen, welche 
ich in meiner Theorie des Französischen Verwaltungsrechts an eine 
derartige Arbeit gestellt habe. Das bot aber hier ganz andere 
Schwierigkeiten. 

Dort hatte ich den Einheitsstaat vor mir mit schlechthin nationalem 
Recht. Hier die Mannigfaltigkeit der Landesrechte, ihrerseits wieder 
in verschiedenem Maße dem Einflüsse fremden, d. h. des französischen 
Rechtes unterliegend. 

Dort ein neues Recht aus einem Gusse, wie es aus dem Schmelz-
ofen der Revolution hervorging. Hier allmähliche Übergänge und 
alles durchzogen von stehengebliebenen Resten des Alten. 

Dort, auf diese Voraussetzungen gegründet, eine wohlgefestigte 
Lehre mit einer verblüffenden  Gleichartigkeit der Schriftsteller.  Ich 
konnte damals aufrichtig schreiben, ich sei bloß Berichterstatter über 
die Taten der französischen Juristen. Alle Rechtsbegriffe  waren fertig 
gegeben; ich hatte nur eine andere Ausdrucksweise und Anordnung 
hinzuzutun. Wer möchte behaupten, daß unsere deutsche Ver-
waltungsrechtswissenschaft  auch nur annähernd zu einem ähnlichen 
Abschlüsse gekommen sei? 

Wäre es nach meinen Gedanken gegangen, so würde dieses Buch 
wohl nicht geschrieben worden sein. Es müßte damit gewartet werden, 
meinte ich, bis eine gründlichere Durcharbeitung der einzelnen 
Materien den Weg geebnet hätte. Monographien sollten die Losung 
sein. Ich hatte mich selbst schon daran gemacht, dazu meinen Beitrag 
zu leisten. Als aber vor nun sieben Jahren die Aufforderung  an mich 
erging, in dieser Sammlung für das Handbuch des deutschen Ver-
waltungsrechts einzustehen, glaubte ich mich nicht versagen zu 
dürfen. Vielleicht war es doch das Richtige, mutig das Ganze an-
zufassen, um es einheitlich nach gemeinsamen, großen Gesichtspunkten 
"aufzubauen. Da habe ich denn gesagt: in Gottes Namen, und mein 
Bestes getan. 

S t r a ß b u r g , den 3. Oktober 1895. 
Otto Mayer. 
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I. Band 





E i n l e i t u n g . 

§ ι . 
Der Begriff  der Verwaltung. 

Die Lehre vom Verwaltungsrecht findet ihren Gegenstand am 
Staate. Der Staat kommt aber für die Rechtsordnung nach ver-
schiedenen Richtungen in Betracht. Der Begriff  der Verwaltung 
bezeichnet die Seite, von der er uns angeht. 

I . Der S taa t ist das geordnete Gemeinwesen, zu welchem ein 
Volk zusammengefaßt ist, um seine Eigenart in der Geschichte zu 
entwickeln und zur Geltung zu bringen. Für dieses Gemeinwesen 
und zur Erfüllung seiner Zwecke wird mancherlei Tätigkeit geübt, 
die man wohl in ihrer Gesamtheit mit dem Namen V e r w a l t u n g 
bezeichnet. Danach ist Verwaltung im allgemeinsten Sinne T ä t i g k e i t 
des Staates zur E r f ü l l u n g seiner Zwecke. 

Den Gegensatz dazu bildet dann die Ver fassung. Der Staat 
ist vor allen anderen Gemeinwesen ausgezeichnet durch eine oberste 
Gewalt, die in ihm bestellt ist für ein bestimmtes Gebiet und die dazu 
gehörigen Menschen, die S taa tsgewa l t . Die Verfassung bedeutet 
die Regeln, nach welchen diese oberste Gewalt gebildet und ein-
gerichtet wird. 

Allein dieser einfache Begriff  der Verfassung hat, wie alle anderen, 
die uns hier beschäftigen, im Verlaufe der geschichtlichen Entwicklung 
eine besondere Zutat erhalten. Wir nennen jetzt die Ordnung der 
obersten Gewalt nur dann eine Verfassung, wenn sie einer Volks-
vertretung Anteil gibt an der Staatsgewalt durch Mitwirkung bei 
der Gesetzgebung1. E in Staat, in welchem dieser Forderung ent-
sprochen ist, heißt Ver fassungss taa t .  An den damit gegebenen 

1 S a r w e y , Allg. V.K. S. 1 7 ; Z a c h a r i a e , Vierzig Bücher v. St. I I I . S. 1. 
Zwischen Friedrich dem Großen, der noch ruhig von „seiner Verfassung" spricht 
(P r eu ß , Urkundenbuch I S. 124), und Frau v. Staèl, welche dem Kaiser von 
Rußland die Schmeichelei macht: er sei „die Verfassung seines Reiches", in 
dem Gedanken, daß dieses Reich eigentlich keine Verfassung habe, liegt deutlich 
erkennbar der Markstein der Erklärung der Menschenrechte von 1789; in Art. 16 
wird da einfach verfügt: ein Volk, das nicht so geordnet ist, daß eine Volksver-
tretung an Gesetzgebung usw. beteiligt wäre, „n'a point de constitution". 
B i n d i n g - O e t k e r , Handbuch V I . 1 : O t t o M a y e r , Verwaltungen I . 3. Aufl. 1 



2 Einleitung. 

Unterscheidungen innerhalb der obersten Gewalt hängt unser ganzes 
Verwaltungsrecht. Der Verfassungsstaat ist seine Voraussetzung. 

Durch die verfassungsmäßige Trägerschaft  der obersten Gewalt 
und unter ihr durch mancherlei Diener, mittelbare und unmittelbare 
Vertreter, wird nun die Tätigkeit geübt, zu welcher der Staat da ist. 
Die Verwaltung aber ist, genauer betrachtet, nur eine Ar t davon. 
Das Ganze der staatlichen Tätigkeit stellt sich uns vielmehr dar i n 
der üblichen Dreiteilung: Gesetzgebung, J u s t i z , Ve rwa l tung» 

Man nennt daneben als vierte Tätigkeitsart wohl noch die 
Reg ie rung . Allein der Begriff  der Regierung, wie er sich nach allen 
Wandlungen, die er schon durchmachte, jetzt festgestellt hat, fällt 
völlig aus diesem Kreise heraus. An seiner Geschichte spiegelt sich 
die Entwicklung unseres öffentlichen  Rechtes gar merkwürdig wider. 

Ursprünglich wollte man mi t diesem Namen die ganze staatliche 
Tätigkeit bezeichnen, also Gesetzgebung, Justiz und Verwaltung 
unausgeschieden. Der Fortschritt besteht in einer stufenweise sich 
vollziehenden Absonderung der anderen Zweige, je nachdem staats-
rechtliche Selbständigkeiten an ihnen sich geltend machen. Zuerst 
scheidet aus die Justiz, der Wirkungskreis der ordentlichen Gerichte: 
,,Regierungssachen" und „Justizsachen" bedeuten nunmehr Gegen-
sätze. Mi t der Ausbildung des neuen Verfassungsrechtes  wird auch 
die Gesetzgebung, sofern sie jetzt an die Mitwirkung der Volks-
vertretung gebunden ist, in Gegensatz gestellt zu den übrigen Staats-
tätigkeiten. Endlich kommt auch noch für das, was außerhalb der 
Justiz und der Gesetzgebung für staatliche Zwecke geschieht, ein 
neuer Name auf, der Name Verwaltung. Die ist dann ebenmäßig 
nicht mehr gedacht als eine bloße Erscheinung der Regierung; sie 
soll vielmehr mi t ihrer Eigenart ein Seitenstück zur Justiz sein und 
ein Gegenstück zur Regierung, von der sie sich ablöst 2 . 

Das Ergebnis ist für unsere heutige Auffassung,  daß alle Be-
sorgung von Staatsgeschäften an diese selbständigen Begriffe  verteilt 
ist. Für die Regierung ist nichts übrig geblieben, als das Allgemeine, 
das darüber steht. Man begreift  darunter die O b e r l e i t u n g des Ganzen, 
das einheitliche Richtunggeben für die politischen Geschicke des 

2 Die Stufenfolge  bezeichnen: M o s e r , Landeshoheit in Regierungssachen 
Kap. I § 4 (wo die Regierung noch alles ist); Η ä b e r 1 i η , St.R. I I § 299 Note 
(wo die Regierung alles umfaßt, auch die Gesetzgebung, nur nicht die Justiz); 
S t a h l , PhiL des Rechts I I , 2 S. 43 (die Regierung als die „wirkliche, unmittel-
bare reelle Versorgung des Staates" im Gegensatz zu den Verrichtungen der 
Justiz und zur Gesetzgebung); endlich v. R ο e n n e , St.R. d. Preuß. Mon. I I I 
S. 1 Note 3 („Die Trennung von Regierung und Verwaltung gehört zu den Grund-
ideen der repräsentativen Monarchie"). 



§ 1. Der Begriff  der Verwaltung. 3 

Staates u n d die Ku l t u ren tw i ck l ung i m Innern. Ausgehend v o n einer 
obersten Stelle, v o m Fürs ten selbst ursprüngl ich, beeinf lußt sie al le 
A r t e n der wi rksamen Staatstät igkei t , ist aber für sich selbst keine 
davon u n d k o m m t hier n ich t weiter i n B e t r a c h t 3 . 

I I . Unsere drei Staatstät igkei ten unterscheiden sich nach der 
A r t , wie sie den Staatszweck verwi rk l ichen sollen. 

W i r haben sie dabei i n i h r e r g e s c h i c h t l i c h g e w o r d e n e n B e -
s t i m m t h e i t zu nehmen. Es handel t sich n i ch t u m begri f fsnotwendig 
so sich gliedernde Ausflüsse des Wesens des Staates. Es geht aber 
ebensowenig an, sich einfach an die schlichten Wor tbedeutungen zu 
ha l ten : alle drei haben sie als Ergebnis best immter geschichtl icher 
Vorgänge best immte Z u t a t e n i n ihren Begri f f  aufgenommen, über 
die das W o r t selbst n ichts sagt. 

N u r so grenzt sich i n dieser Dre i te i lung ein für uns brauch-
barer Begr i f f  der Verwa l tung ab, der Begri f f  der Staats tä t igke i t 

3 Z a c h a r i a e , Vierzig Bücher I S. 124: „Bei dem Regieren ist der Blick 
auf das Ganze, bei dem Verwalten ist er auf das Besondere und Einzelne zu richten/' 
Ζ ö ρ f 1, Staatsrecht I I S. 352: „Regieren ist freie Selbsttätigkeit des Souveräns 
in der obersten Leitung des Staatswesens." — Wenn man jetzt noch zuweilen 
„Regierung" als eine Art Oberbegriff  für die anderen Staatstätigkeiten behandelt, 
so klingt darin nur jene ursprüngliche umfassendere Bedeutung des Wortes nach. 
So L. S t e i n , Lehre v. d. vollziehenden Gewalt S. 92 („Regierung als Einheit 
der einzelnen Zweige der Verwaltung"); S c h u l z e , D.St.R. I S. 184 (Gesetz-
gebung, Justiz und Verwaltung werden unter dem Namen „Regierungsrecht" 
zusammengefaßt). — 

Bevor noch diese oberste Einteilung der zu besorgenden Staatsgeschäfte mit 
dem Ausscheiden der „Regierung" zum Abschluß kam, schien sich von der 
anderen Seite her eine Vermehrung ihrer Zahl ergeben zu wollen. Von Frank-
reich aus hatte sich jene Theorie von der notwendigen Gestalt der Staatsver-
fassung verbreitet, die unter dem Namen Trennung der Gewalten bekannt ist. 
Montesquieu, mit dessen Namen das vor allem verknüpft ist, hatte zuerst drei 
solche Gewalten unterschieden, darunter zweierlei „vollziehende"; nachher be-
gnügte er sich mit einer solchen. Die deutschen Verfassungen standen mehr oder 
weniger unter dem Einfluß seiner Theorie. Zunächst aber fand sich in unserer 
Rechtslehre lange Zeit kein rechtes Verständnis dafür. Daher nachher das Bestreben, 
in unserer mehr naturwüchsigen Dreiteüung der Geschäfte auch die so gelehrt 
klingende „Vollziehung" unterzubringen, als eine F u n k t i o n wie die anderen. So 
H a e n e l , St.R. S. 121 ff.;  J e l l i n e k , R . d. mod. St. S. 588 ff.;  M e r k e l , 
Jur. Enzyklopädie § 416; G. M e y e r - A n s c h ü t z , D.St.R. S. 27; F 1 e i η e r , 
Instit. d. Verw.R. S. 4 f.; H a t s c h e k , Deutsch, u. Preuß. St.R. I S. 38. 

Markull, der sich im Verw.Arch. X X V I S. 33 ff.  mit der Frage nach dem 
Verhältnis zwischen Verwaltung und vollziehender Gewalt beschäftigt, findet 
auch meine Ausführungen „nicht so ganz klar". Gehören sie nun zusammen 
oder nicht ? fragt er kategorisch. Sie hegen einfach in verschiedenen Ebenen. Wir 
handeln ohnehin hier alsbald noch von der Trennung der Gewalten, in deren 
Zusammenhang allein die Anwort gegeben ist. Vgl. unten § 5 Note 3. 


